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Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1-11-06-202-3978 der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 21. September 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

In einem im Februar 1987 vorgelegten Bericht eines Unter- 
suchungsausschusses der IAO wird festgestellt, daß die Praxis der 
Bundesregierung, die Verfassungstreue von Angehörigen des 
öff entheben Dienstes zu überprüfen, das Übereinkommen 111 der 
IAO über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf ver- 
letzt. 

Bezug nehmend auf diesen Bericht fordert die Petentin die Bun- 
desregierung auf, das Ergebnis des Untersuchungsausschusses 
anzuerkennen, die Bestimmungen des lAO-Abkommens einzu- 
halten, gegenteüige Bestimmungen dem Völkerrecht anzupassen 
und die Betroffenen zu rehabüitieren. 

Der Untersuchungsausschuß empfahl, daß die beteihgten Behör- 
den in der Bundesrepubhk Deutschland die geltenden Maßnah- 
men mit gebührendem Bedacht auf die vom Ausschuß verkünde- 
ten Schlußfolgerungen überprüfen und dafür sorgen, daß nur 
solche Beschränkungen beibehalten bleiben, die in den Erforder- 
nissen bestimmter Beschäftigungen im Sinne von Artikel 1 Abs. 2 
des Übereinkommens begründet sind oder sich gemäß Artikel 4 
des Übereinkommens rechtfertigen lassen. 

Die Weigerung der Bundesregierung, von ihrer Rechtsauffassung 
abzugehen oder zumindest die streitigen Fragen dem Internatio- 
nalen Gerichtshof vorzulegen, hat eine erneute Rüge gegenüber 
der Bundesregierung im Rahmen der Delegiertenkonferenz vom 
16. bis 22. September 1987 in Genf begründet. Des weiteren hat 



Drucksache 11/2941 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


die Sachverständigenkommission der IAO zuletzt im Mai 1988 in 
einem Bericht zur Überprüfung der Einhaltung der Konvention 
111 die Feststellungen und Empfehlungen des Untersuchungs- 
ausschusses uneingeschränkt bestätigt. 

Vor diesem Hintergrund sieht die SPD -Fraktion die Petition als 
begründet an und beantragt Überweisung an die Bundesregie- 
rung zur Berücksichtigung. 
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